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Inhalt: Inhalt von Nr. 33 bis 35 der Ge 
betreffend Kaufmannsgerichte S. 241. — Kurſus zur A 
Termin für die Turnlehrer⸗ Prüfung im Jahre 1905 S. 24 
der Erneuerung und der 
Fleiſches S. 242, — 
Truppenübungen S. 
anſtaltung einer öffentlichen Verloſung 
Genehmigung zur Veranſtaltung einer 

rnennung bon Kommiſſarien wegen E 
S. 244. — Reuſenfiſcherei an Sonntagen S. 244. — 
zum 1. April 1905 S. 244. — Gemeindebezirfsverände 
hebung des Vorſchleuſerechts für 
berg a. O. S. 244. — Oftdeutſches Eiſeubahn⸗Kursbuch vom 1, O 
der Lauſitzer Eiſenbahngeſellſchaft aus dem Betriebsjahr 1903 S. 
Fernſprechbetrieb und öffentlicher Sprechſtelle im Forſtdienſtgehöf 
Berlinchen (Neumark), bei der Förſterei Rahmhütte, Kreis Sold 
Perſonal⸗Nachrichten S. 245. — Pfarrſtellenbeſezung S. 256, — 


Geſetz⸗Sammlung. 

Nr. 36 enthält: (Nr. 10550.) Verordnung, betreffend 
Ausdehnung des ſchleſiſchen Hochwaſſerſchutzgeſetzes 
vom 3. Juli 1900 auf die Spree in der Provinz 
Schleſien. Vom 16. September 1904. 

(Nr. 10551.) Verfügung des Juſtizminiſters, 
betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
Teil der Bezirke der Amtsgerichte Braubach. 
Hachenburg, ade, Höchſt a. M., Nieder⸗ 
lahnſtein, Uſingen und Wallmerod. Vom 15. Sep⸗ 
tember 1904. 

Nr. 34 enthält: (Nr. 10552.) Geſetz, betreffend 
das Spiel in außerpreußiſchen Lotterien. Vom 
29. Auguſt 1904. 

(Nr. 10553.) 


usbildu 


zur Förderung der Zwecke d 
rrichtung einer Zwangs inn 


rung S. 


Geſetz zur Abänderung des 
Geſetzes, betreffend Ausführung des Schlachtvieh⸗ 
und Fleiſchbeſchaugeſetzes vom 28. Juni 1902. 
Vom 23. September 1904. 

Nr. 35 enthält: (Nr. 10554.) Staatsvertrag zwiſchen 
dem Deutſchen Reiche und der Oeſterreichiſch⸗ 
Ungariſchen Monarchie wegen Herſtellung einer 
Eifenbahnverbindung von Troppau über Katharein 
und Piltſch nach Bauerwitz. Vom 9. Januar 1904. 

(J) Auf Grund des 8 15, Abſatz 2 des Ge 

ſetzes, betreffend Kaufmannsgerichte, vom 6. Juli d. J. 

(R. G. Bl. S. 266), wonach bei der Ausführung 

dieſes Geſetzes die 88 22 und 88 des Gewerbe⸗ 

gerichtsgeſetzes — in der 


\ Faſſung der Bekanntmachung 
vom 29. September 1901 (R. G. Bl. S. 353) — 
a Anwendung finden, beſtimmen wir, was 
olgt: 

d des § 20 — jetzt 8 22 — 


1. Die auf Grun 
richtsgeſetzes ergangene Bekannt⸗ 


des Gewerbege 


gl. Preuſt. Regierung z 
— ——— U —_—— men 

Ausgegeben den 5. Oktober 
I 1 

ſetz⸗Sammlung S. 241. — Bekanntmachung über Ausführung des 
2. — Verfahren bei der 
Berichtigung von Quittungskarten S. 242. — 
Dank des kommandierenden Generals des III. Armeek 
243. — Wahl eines Provinziallandtagsabgeordneten für den Krels 
oſſentlichen Verloſung ſeitens des 
Einſtellung von Einjährig⸗Freiwilli 


die Schiffahrtsſchleuſen der S 


u Frankfurt O. | 
— 10. 


Reichsgeſetzes 
ng von Turnlehrerinnen im Jahre 1905 S. 241. — 
Ausſtellung und dem Umtauſche, ſowie bei 
Kennzeichuung des tierärztlich unterſuchten 
orps für die freundliche Aufnahme bei den 
Zauch⸗Belzig S. 243. — Ver⸗ 
es Oſtdeutſchen Jünglingsdundes zu Berlin S. 243. — 
Frauenvereins in Friebeberg Nm. S. 244. — 
Bäckergewerbe in Lieberoſe 
gen beim III. Armeekorps 
244. — Polizeiverordnung betreffend die teilweiſe Auf⸗ 
pree⸗Oder⸗Waſſerſtraße von Wernsdorf bis Fürſten⸗ 
fiober 1904 S. 245. — Steuerpflichtiges Reineinkomſuen 
245. — Errichtung von Telegraphenhilſsſtellen mit 
Friedrichsfelde, bel der Oberförfterei Neuhaus bei 

und im Forſtdienſtgehöft Hufenbruch S. 245. — 


ung für das Müller⸗ und 


t 
in 


machung der Miniſter für Handel und Gewerbe 
und des Innern vom 17. Februar 1891 (B. 713 
M. f H.; II 1817 M. d. J.), 
betreffend die Vereidigung der Mitglieder 
der Gewerbegerichte, 
findet bei der Ausführung des Geſetzes, be⸗ 
treffend Kaufmannsgerichte, ſinngemäß An⸗ 
wendung. 


Die auf Grund des $ 83 — jetzt 888 — 


des Gewerbegerichtsgeſetzes ergangenen Bekannt⸗ 
machungen der Miniſter für Handel nnd Ge⸗ 
werbe und des Innern vom 23. September 
1890 (Min. Bl. d. inn. Verw. S. 206) und 
N 9. Januar 1891 (B. 3 M. f. H.; II 78 
),. 
wodurch beſtimmt wird, welche Verbände als 
weitere Kommunalverbände im Sinne des 
Gewerbegerichtsgeſetzes anzuſehen ſind, von 
welchen Organen der Gemeinden und weiteren 
Kommunalverbände die Statuten über Er⸗ 
richtung von Gewerbegerichten zu beſchließen 
und von welchen Staats- oder Gemeinde: 
organen die übrigen in dieſem Geſetze den 
Staats: oder Gemeindebehörden ſowie den 
Vertretungen der Gemeinden und weiteren 
Kommnnalverbände zugewieſenen Verrich⸗ 
tungen wahrzunehmen ſind, 
finden bei der Ausführung des Geſetzes, betref⸗ 
fend Kaufmannsgerichte ſinngemäß Anwendung. 


Berlin, den 6. September 1904. 


Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung. v. Kitzing. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. Neuhaus. 
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(2) Zur Ausbildung von Turnlehrerinnen 
wird auch im Jahre 1905 ein etwa drei Monate 
währender Kurſus in der Königlichen Turnlehrer⸗ 
Bildungsanſtalt in Berlin abgehalten werden. 

Termin zur Eröffnung desſelben iſt auf Montag 
den 3. April 1905 anberaumt worden. 

Meldungen der in einem Lehramte ſtehenden 
Bewerberinnen ſind bei der vorgeſetzten Dienſtbehörde 
ſpäteſtens bis zum 15. Januar k. Is., Meldungen 
anderer Bewerberinnen bei derjenigen Königlichen 
Regierung, in deren Bezirk die Betreffende wohnt, 
ebenfalls bis zum 15. Januar k. Is. anzubringen. 

Die in Berlin wohnenden in keinem Lehramte 
ſtehenden Bewerberinnen haben ihre Meldungen bei 
dem Königlichen Polizei⸗Präſidium in Berlin eben⸗ 
falls bis zum 15. Januar k. Is. anzubringen. 

Den Meldungen find die im § 3 der Auf 
nahmebeſtimmungen vom 3. März 1899 bezeichneten 
Schriftſtücke ſowie ein Zeugnis einer geprüften Turn⸗ 
lehrerin über die turneriſche Vorbildung und die 
erlangte körperliche Fertigkeit geheftet beizufügen, 
die Meldung ſelbſt iſt aber mit dieſen Schriftſtücken 
nicht zuſammenzuheften. 

Berlin, den 16. September 1904. 

Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts: und 
Medizinal⸗Angelegenheiten. 
Im Auftrage. Müller. 

(3) Für die im Jahre 1905 in Berlin ab⸗ 
zuhaltende Turnlehrerprüfung iſt Termin auf 
Montag, den 27. Februar k. Js. und die folgenden 
Tage anberanmt worden. 

Meldungen der in einem Lehramte ſtehenden 
Bewerber ſind bei der vorgeſetzten Dienſtbehörde 
ſpäteſtens bis zum 1. Januar 1905, Meldungen 
anderer Bewerber bei derjenigen Königlichen Regie⸗ 
rung, in deren Bezirk der Betreffende wohnt, eben⸗ 
falls bis zum 1. Januar k. Js. anzubringen. 

Nur die in Berlin wohnenden Bewerber, welche 
in keinem Lehramte ſtehen, haben ihre Meldungen 
bei dem Königlichen Polizei⸗Präſidium hierſelbſt bis 
zum 1. Januar k. 38. einzureichen. 

Die Meldungen können nur dann Berückſichti⸗ 
gung finden, wenn ihnen die nach 8 4 der Prüfungs⸗ 
ordnung vom 15. Mai 1894 vorgeſchriebenen 
Schriftſtücke ordnungsmäßig beigefügt ſind. 

Die über Geſundheit, Führung und Lehrtätig⸗ 
keit beizubringenden Zeugniſſe müſſen in neuerer 
Zeit ausgeſtellt ſein. 

Die Anlagen jedes Geſuches ſind zu einem 
Hefte vereinigt vorzulegen. 

Berlin, den 17. September 1904. 

Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und 
Medizinal⸗Angelegenheiten. 
Im Auftrage. Müller. 

(J) Ziffer II der Anweiſung, betreffend das 
Verfahren bei der Ausſtellung und dem Umtauſche 
ſowie bei der Erneuerung (Erſetzung) und der Be⸗ 
richtigung von Quittungskarten, vom 17. November 


1899 (M.⸗Bl. f. d. i. V. 1900 S. 16) erhält 
ſolgenden Zuſatz: 
„Zur Ausſtellung u. ſ. w. der Quittungskarten 

für ſolche Perſonen, welche ſich dauernd im 

Ausland aufhalten und dort gemäß § 145 

Abſatz 1 des Geſetzes die Verſicherung frei⸗ 

willig fortſetzen, ſind alle Ortspolizeibehörden 

innerhalb des Bezirks derjenigen Verſicherungs⸗ 
anſtalt verpflichtet, deren Name auf der erſten 

Quittungskarte angegeben iſt. Hat der Ver⸗ 

ſicherte eine im Inlande lebende Perſon mit 

der Beitragsentrichtung und dem Umtauſche 
der Quittungsfarten beauftragt, fo iſt auch die 
für den Wohnſitz dieſes Beauftragten zuſtändige 

Ortspolizeibehörde zur Ausſtellung u. ſ. w. der 

Quittungskarten verpflichtet.“ 

Berlin W. 66, den 15. September 1904. 

Leipzigerſtraße 2. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage: Neuhaus. 

(5) Am 1. Oktober dieſes Jahres tritt 8 5 
Abſatz 1 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum 
Fleiſchbeſchaugeſetze vom 28. Juni 1902 (G.⸗S. ©. 
229) mit der Zuſatzbeſtimmung des § 1 des Ab⸗ 
änderungsgeſetzes vom 23. September 1904 (G.⸗S. 
S. 257) in Kraft, wonach die Vorſchriften in Ar⸗ 
tikel 1 § 2 Abfap 1 Nr. 2 und 3 des Schlachthaus⸗ 
geſetzes vom 9. März 1881 und die auf Grund 
dieſer Vorſchriften gefaßten Gemeindebeſchlüſſe auf 
das von approbierten Tierärzten amtlich unterſuchte 
friſche Fleiſch keine Anwendung finden und ſolches 
Fleiſch auch in Schlachthausgemeinden einer noch⸗ 
maligen amtlichen Unterſuchung nur daraufhin 
unterworfen werden darf, ob es inzwiſchen verdorben 
iſt oder ſonſt eine geſundheitsſchädliche Veränderung 
ſeiner Beſchaffenheit erlitten hat. 

Dieſe veränderte Rechtslage läßt es erwünſcht 
erſcheinen, das tierärztlich unterſuchte friſche Fleiſch 
von ſolchem, bei dem die Beſchau von Laien aus⸗ 
geführt iſt, möglichſt zuverläffig zu unterſcheiden. 
Die beſtehenden Vorſchriften über die Kennzeichnung 
des friſchen Fleiſches genügen dieſem Bedürfniſſe 
nicht völlig. Zwar geſtattet § 43 Abſ. 2 der Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen A des Bundesrats den Tier⸗ 
ärzten, außerhalb ihres gewöhnlichen Beſchaubezirks 
einen Stempel mit ihrem Namen zu verwenden, 
und Nr. 1 4 Abſatz 2 der allgemeinen Verfügung, 
betreffend Fleiſchbeſchauſtempel, vom 7. März 1903 
bezeichnet es unter Hinweis auf die Vorſchrift im 
85 Abſatz 1 des Ausführungsgeſetzes als erwünſcht, 
auch an dem Stempel für den Schaubezirk die 
Ausführung der Unterſuchung durch einen Tierarzt 
kenntlich zu machen. Ferner ſind in § 44 Abſatz 2 
der Ausführungsbeſtimmungen A des Bundesrats 
die Beſchauer für verpflichtet erklärt, auf Wunſch 
des Beſitzers die Stempelabdrücke zu vermehren, 
was insbeſondere für die Kennzeichnung des zur 
Ausfuhr beſtimmten Fleiſches von Bedeutung iſt. 
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Dieſe Vorſchriften ſind aber nicht zwingender Natur 
und auch nicht erſchöpfend. Wir ordnen daher in 
Abänderung und Ergänzung von Nr. 14 der oben 
genannten Verfügung vom 7. März 1903 fol⸗ 
gendes an: 

1. Jeder tierärztliche Beſchauer hat zur Kenn⸗ 
zeichnung des von ihm amtlich unterſuchten Fleiſches 
einen Stempel zu benutzen, der die Ausführung 
der Beſchau durch einen Tierarzt erkennbar macht. 

Erfolgt die Unterſuchung nicht in dem gewöhn⸗ 
lichen Beſchaubezirke des Tierarztes, ſo iſt ein 
Stempel mit dem Namen des Tierarztes zu ver⸗ 
wenden; hierher gehören die Fälle der Ergänzungs⸗ 
beſchau, der Stellvertretung in Bezirken, in denen 
ordentlicher Beſchauer ein Laie iſt, und der 
Stellvertretung für beſtimmte Fälle nach 8 7 der 
Ausführungsbeſtimmungen vom 20. März 1903. 
Wird der Tierarzt als ordentlicher Beſchauer 
tätig, fo iſt ein Stempel der in Nr. 14 Abſatz 2 
der Verfügung vom 7. März 1903 gekennzeichneten 
Art zu verwenden. Iſt ein Laie Stellvertreter des 
ordentlichen tierärztlichen Beſchauers, ſo iſt darauf 
zu achten, daß für die Stellvertretungsfälle ein 
beſonderer Stempel ohne das dort vorgeſehene 
Zeichen der tierärztlichen Beſchau benutzt wird. Die 
Vorſchrift dieſes Abſatzes wird bis auf weiteres 
auch in Gemeinden mit Schlachthauszwang Platz 
greifen müſſen, da nach § 6 Abſatz 1 und § 20 des 
Ausführungsgeſetzes nebſt den dazu erlaſſenen Aus: 
führungsbeſtimmungen der Stempel eines öffent⸗ 
lichen Schlachthauſes zum Nachweiſe der tierärzt⸗ 
lichen Unterſuchung nicht immer genügt. 

2. Bei ſolchem Fleiſch, von dem nach den An⸗ 
gaben des Beſitzers oder nach den ſonſtigen Umſtänden 
anzunehmen iſt, daß es zur Ausfuhr beſtimmt iſt, 
hat der tierärztliche Beſchauer auch ohne beſonderen 
Antrag des Beſitzers nicht nur die in $ 44 Abſatz 1 
der Ausführungsbeſtimmungen A des Bundesrats 
vorgeſchriebenen, ſondern erforderlichenfalls ſoviel 
weitere Stempelabdrücke anzubringen, daß von den 
Stücken, in die das Tier vorausſichtlich zum Zwecke 
der Ausfuhr zerlegt werden wird, ein jedes mindeſtens 
einen Stempel trägt. 

Eine beſondere Entſchädigung fteht dem Beſchauer 
für die Anbringung vermehrter Stempel nicht zu. 
Nur wenn die Vermehrung der Stempelabdrücke 
nicht im unmittelbaren Anſchluß an die Fleiſch⸗ 
beſchau, ſondern nachträglich erfolgt, hat er Anſpruch 
auf die im 8 37 Abſatz 2 der Ausführungsbeftim- 
en vom 20. März 1903 feſtgeſetzte beſondere 

ebühr. 

3. Die Verfügung zu 2 tritt am 1. Oktober 

dieses Jahres in Kraft. di 

. Die Durchführung der Verfügung zu 1 iſt nach 

Möglichkeit 0 beſchleunigen. Wir erwarten, daß 

jeder tierärztliche Beſchauer ſpäteſtens am 1. Januar 

1905 im Beſitze der erforderlichen Stempel iſt. 
Dieſer Erlaß iſt ſofort den nachgeordneten Be⸗ 


hörden mitzuteilen und im Amtsblatt abzudrucken. 
Auch iſt für ſeine Veröffentlichung in den Kreis⸗ 
blättern und in ſonſt geeignet erſcheinenden Zeitungen 
Sorge in 1 
erlin W. 9, 2 
ann! 7, den 24. September 1904. 
Der Miniſter der geiſtlichen, 

Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten. 

In Vertretung: Wever. 
Der Miniſter 

für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 

Im Auftrage: Hermes. 
Bekanntmachungen des Königlichen Ober⸗ 
Präſidenten der Provinz Brandenburg. 

(1) An den Ober⸗Präſidenten der Provinz 
Brandenburg, Herrn Dr. von Bethmann⸗Hollweg 

Exzellenz Potsdam 

Euer Exzellenz beehre ich mich für die gute 
und freundliche Aufnahme, welche die mir unter⸗ 
ſtellten Truppen überall gelegentlich der größeren 
Truppenübungen in dieſem Jahre in der Provinz 
Brandenburg gefunden haben, den Dank des Armee⸗ 
korps auszuſprechen. 

Im Beſonderen gilt dies für die während der 
Manöver ſtark in Anſpruch genommenen Kreiſe 
Königsberg, Soldin, Landsberg (Stadt und Land), 
Arnswalde, Friedeberg. 

Ich darf Euer Exzellenz bitten, dieſen Dank 
den betreffenden Behörden, Verwaltungen und Ein⸗ 
wohnern gütigſt zu übermitteln. 

Berlin W. 35, den 23. September 1904. 

III. Armeekorps. Generalkommando. 
Der kommandierende General. von Bülow. 

Es gereicht mir zu beſonderer Freude, vor⸗ 
ſtehendes Schreiben des Königl. Generalkommandos 
des III. Armeekorps zur öffentlichen Kenntnis bringen 
zu können. 

Potsdam, den 26. September 1904. 

Der Oberpräſident. v. Bethmann⸗Hollweg. 

(2) An Stelle des verſtorbenen Provinzial⸗ 
landtagsabgeordneten,Lehnſchulzengutsbeſitzers Stade: 
brandt in Schmerzke iſt der Landrat von Tſchirſchky 
zu Belzig zum Provinziallandtagsabgeordneten für 
den Kreis Zauch⸗Belzig gewählt worden. 

Potsdam, den 28. September 1904. 

Der Oberpräſident. 
Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. 

(1) Der Herr Oberpräſident hat dem Oſt⸗ 
deutſchen Jünglingsbund zu Berlin die Genehmigung 
erteilt, zur Förderung feiner Zwecke am 12. De⸗ 
zember d. J. eine öffentliche Verloſung von Gegen⸗ 
ſtänden, die auf einem für den Monat Oktober d. J. 
geplanten Bazar unverkauft bleiben, nach Maßgabe 
des dargelegten Planes zu veranſtalten, gemäß 
welchem 1500 Loſe zu je 50 Pfg. in Berlin und 
der Provinz Brandenburg ausgegeben und 500 Ge⸗ 
winne im Geſamtwerte von 750 Mark gezogen 
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werden ſollen. Als Gewinne dürfen nicht ausgeſetzt 
werden: Bares Geld — unmittelbar oder mittelbar 
durch Zuſicherung der Zahlung des Wertes der Ge⸗ 
winne —, unbewegliche Gegenſtände, ſowie Barren, 
Säulen, Würfel, Tafeln, Kugeln, Blöcke und andere 
Gegenſtände von edlem Metall, bei denen der Wert 
der Bearbeitung nur nebenſächlich iſt und in keinem 
richtigen Verhältnis zu dem Metallwerte ſteht. Zahl und 
Preis der auszugebenden Loſe, das Abſatzgebiet der 
letzteren, Ort und Zeit der Verloſung, Anzahl und 
Geſamtwert der Gewinne müſſen auf den Loſen an⸗ 
gegebenſein. Außerdem muß jedes Los in hervor⸗ 
tretender Schrift folgenden Vermerk enthalten: 
„Eine Auszahlung der Gewinne in Geld iſt 
ausgeſchloſſen.“ 
Frankfurt a. O., den 24. September 1904. 
Der Negierungspräfident. von Dewitz. 
(2) Der Herr Oberpräſident der Provinz 
Brandenburg hat durch Erlaß vom 21. d. Mis. — 
O. P. Nr. 20043 — dem Frauenverein Friede⸗ 
berg Nm. die Genehmigung erteilt, im Monat 
Dezember d. Is. zum Beſten der Kleinkinderbewahr⸗ 
anſtalt eine öffentliche Verloſung von weiblichen 
Handarbeiten, Büchern, Bildern pp. nach Maßgabe 
des vorgelegten Planes zu veranſtalten, gemäß 
welchem 1500 Looſe zu je 30 Pf. in der Stadt 
Friedeberg und deren nächſter Umgegend ausgegeben 
und 200 Gewinne gezogen werden ſollen. Als 
Gewinne dürfen nicht ausgeſetzt werden: bares Geld 
— unmittelbar oder mittelbar durch Zuſicherung 
der Zahlung des Wertes der Gewinne —, un⸗ 
bewegliche Gegenſtände, ſowie Barren, Säulen, 
Würfel, Tafeln, Kugeln, Blöcke und andere Gegen⸗ 
ſtände von edlem Metall, bei denen der Wert der 
Bearbeitung nur nebenſächlich iſt und in keinem 
richtigen Verhältnis zu dem Metallwerte fteht. 
Zahl und Preis der auszuggebenden Loſe, das 
Abſatzgebiet der letzteren, Ort und Zeit der Ver⸗ 
loſung, Anzahl und Geſamtwert der Gewinne 
müſſen auf den Loſen angegeben ſein. Außerdem 
muß jedes Los in hervortretender Schrift folgenden 
Vermerk enthalten: „Eine Auszahlung der Ge⸗ 
winne in Geld iſt ausgeſchloſſen. 
Frankfurt a. O., den 27. September 1904. 
Der Regierungspräſident. von Dewitz. 
(3) Nachdem beteiligte Mitglieder der 
Müller⸗ und Bäckerinnung (Freie Innung) zu 
Lieberoſe die Errichtung einer Zwangsinnung für 
das Müllergewerbe im Kreiſe Lübben mit dem 
Sitze in Lieberoſe beantragt hahen, wird hiermit 
bekannt gemacht, daß der Königliche Landrat in 
Lübben von mir zum Kommiſſar behufs Ermitte⸗ 
lung der Mehrheit der Beteiligten ernannt worden iſt. 
Frankfurt a. O., den 24. September 1904. 
Der Regierungs⸗Präſident. von Dewitz. 
(4) Nachdem beteiligte Mitglieder der Müller⸗ 
und Bäckerinnung (Freie Innung) zu Lieberoſe die 
Errichtung einer Zwangsinnung für das Bäcker⸗ 


gewerbe im öſtlichen Teile des Kreiſes Lübben 
mit dem Site in Lieberoſe beantragt haben, wird 
hiermit bekannt gemacht, daß der Königliche Land⸗ 
rat in Lübben von mir zum Kommiſſar behufs 
Ermittelung der Mehrheit der Beteiligten ernannt 
worden iſt. 
Frankfurt a. O., den 24. September 1904. 
Der Regierungspräſident. von Dewitz. 
(5) Auf Grund des 8 4 Nr. 2 der Aller⸗ 
höchſten Verordnung vom 8. Auguſt 1887 (G.⸗S. 
S. 397) und mit Genehmigung des Herrn Miniſters 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten wird den 
Fiſchern innerhalb des Regierungsbezirks Frankfurt 
a. O. hierdurch allgemein geftattet, an denjenigen 
Sonntagen, welche nicht in die Frühjahrsſchonzeit 
fallen, ſämtliche Arten von Reuſen unabgeſtellt im 
Waſſer ſtehen zu laſſen, auszunehmen und wieder 
auszulegen. 
Frankfurt a. O., den 24. September 1904. 
Der Regierungspräſident. von Dewitz. 
(6) In dem Bezirke des III. Armeekorps er⸗ 
folgt die Einſtellung von Einjährig⸗Freiwilligen am 
1. April 1905 bei 
1. dem Infanterie⸗Regiment von Alvensleben (52) 
Garniſon Cottbus und Croſſen a. O. und 
2. dem Infanterie⸗Regiment Großherzog Friedrich 
Franz II. (24). 
Frankfurt a. O., den 25. September 1904. 
Der Regierungs⸗Präfident. von Dewitz. 
(7) Durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes des 
Kreiſes Calau vom 13. September 1904 iſt in 
Gemäßheit des § 2 Nr. 4 der Landgemeindeordnung 
vom 3. Juli 1891 die in der Grundſteuermutterrolle 
des Gutsbezirks Plieskendorf verzeichnete Parzelle 
221/5 des Kartenblattes 2 von 43 ar 42 qm Größe 
von dem Gutsbezirk Plieskendorf abgetrennt und mit 
dem Gemeindebezirk Plieskendorf vereinigt worden. 
Bekanntmachung des Regierungs⸗ 
Präſidenten zu Potsdam. 
Polizei⸗ Verordnung, 
betreffend teilweiſe Aufhebung des Vorſchleuſerechts 
für die Sch ffahrtsſchleuſen der Spree —Oder⸗Waſſer⸗ 
ſtraße von Wernsdorf bis Fürſtenberg a. O. 
Auf Grund des § 138 des Geſetzes über die 
allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1888 
(G.⸗S. S. 195 ff.) ſowie des Allerhöchſten Erlaſſes 
vom 3. November 1902 über die anderweite Ver⸗ 
waltung der Märkiſchen Waſſerſtraßen (Amtsblatt 
Stück 4 von 1903 Seite 29) wird von dem unter⸗ 
zeichneten Regierungspräſidenten in Potsdam als 
Chef der Verwaltung der Märkiſchen Waſſerſtraßen 
die nachſtehende Strom⸗ und Schiffahrtspolizei⸗ 
verordnung erlaſſen: 
$ 1. Der 8 27 der Strom⸗ und Schiffahrts⸗ 
polizeiverordnung in der Faſſung vom 28. März 
1898 (A.⸗Bl S. 132) wird für die Zeit außer⸗ 
ordentlichen Schiffsandranges vor den Schleuſen von 
Wernsdorf bis Fürſtenberg a. O. aufgehoben. 
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Anfang und Endtermin diefer Ausnahme: 
maßregel beſtimmt für jede Schleuſe der Waſſerbau⸗ 
inſpektor in Fürſtenwalde durch Bekanntmachung 
mittels Aushangs an den Schleuſen. 

§ 2. Von dem Seitens des Waſſerbauinſpektors 
zu Fürſtenwalde bekannt zu machenden Zeitpunkte 
ab ſteht ein unbedingtes Vorſchleuſerecht nur den 
Dampfbooten der Königlichen Hof⸗ und Staats⸗ 
verwaltung, ſowie deren Anhängen zu und ein 
bedingtes Vorſchleuſerecht mit der Maßgabe, daß 
nach je einer Schleuſung der bevorrechtigten Schiffe 
eine der nicht bevorrechtigten einzuſchieben iſt, nur 
denjenigen Fahrzeugen, deren Hauptladung aus 
Schießpulver oder anderen Sprengſtoffen, aus 
lebenden, in beſonderen Haltern (Dröbeln) befind⸗ 
lichen Fiſchen, aus friſchen Früchten (Baum⸗ und 
unverpackten Hackfrüchten) oder anderen, ſchnellem 
Verderben gusgeſetzten Gegenſtänden beſtehen, ſowie 
den vorſtehend nicht genannten Fahrzeugen der König⸗ 
lichen Staatsverwaltung einſchließlich derjenigen 
Kähne, welche Güter für dieſelbe befördern, und 
den Floßhölzern für Staatsbauten. 

§ 3. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Polizei⸗ 
verordnung werden, ſoweit nicht nach den beſtehenden 
Geſetzen und ſonſtigen Vorſchriften höhere oder 
andere Strafen verwirkt ſind, mit Geldſtrafe bis 
zu 60 Mark oder im Unvermögensfalle mit ver⸗ 
hältnismäßiger Haft beſtraft. 

8 4. Dieſe Polizeiverordnung tritt ſofort 
in Kraft. 

Potsdam, den 22. September 1904. 

Der Regierungspräſident als Chef der Verwaltung 
der Märkiſchen Waſſerſtraßen. 
Bekanntmachung der Königlichen Eiſen⸗ 
bahn⸗Direktion zu Bromberg. 

Soeben erſchien das Oſtdeutſche Eiſen⸗ 
bahn⸗Kursbuch vom 1. Oktober 1904, enthaltend die 
Winter» Fahrpläne der Eiſenbahnſtrecken öſtlich der 
Linie Stralſund — Berlin — Dresden, ſowie Auszüge 
aus den Fahrplänen der anſchließenden Bahnen von 
Mittel⸗Deutſchland, Oeſterreich, Ungarn und Rußland, 
Kleinbahnen, Routen⸗Fahrpläne, Angaben über direkte 
Wagen, Schlafwagen, Poſt⸗Verbindungen, Beſtim⸗ 
mungen über die Ausgabe von Fahrſcheinheften u. ſ. w. 
Das Kursbuch iſt auf allen größeren Stationen des 
vorbezeichneten Bezirks von den Fahrkarten⸗Ausgabe⸗ 
ſtellen, von den Bahnhofsbuchhändlern, ſowie im 
Buchhandel zum Preiſe von 50 Pfg. zu beziehen. 

Bromberg, den 26. September 1904. 

Königliche Eiſenbahndirektion. 
Bekanntmachung der Königlichen Eiſen⸗ 
bahn⸗Kommiſſars zu Breslau. 
Gemäß § 46 des Kommunalabgabengejeges 
vom 14. Juli 1893 (G.⸗S. S. 152) wird hierdurch 
zur öffentlichen Kenntnis gebracht, daß das ſteuer⸗ 
pflichtige Neineinkommen der Lauſitzer Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft aus dem Betriebsjahr 1903 auf 
163337 Mark 52 Pf., 


buchſtäblich: Einhundertdreiundſechszigtauſend drei⸗ 
hundertſiebenundbreißig Mark 52 Pfennig, feſtgeſetzt 
worden iſt. 

Breslau, den 29. September 1904. 

Der Königliche Eiſenbahnkommiſſar. 
Bekanntmachungen der Kaiſerlichen Ober⸗ 
poſtdirektion zu Fraukfurt a. O. 

(1) Am 27. September iſt in dem zum Land⸗ 
beſtellbezirk der Poſtagentur in Breitebruch gehörigen 
Forſtdienſtgehöft Friedrichsfelde eine Delegraphen⸗ 
hilfſtelle mit Fernſprechbetrieb und öffentlicher Sprech: 
ſtelle in Wirkſamkeit getreten. 

Frankfurt (Oder), 28. September 1904. 

Kaiſerliche Ober-Poſtdirektion. 

(2) Am 28. September iſt bei der Ober⸗ 
förſterei Neuhaus bei Berlinchen (Neumark) und bei 
der Förſterei Rahmhütte, Kreis Soldin, je eine 
Telegraphenhilfſtelle mit Fernſprechbetrieb und öffent⸗ 
licher Fernſprechſtelle in Wirkſamkeit getreten. 

Frankfurt (Oder), 30. September 1904. 

Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektion. 

(3) Am 28. September iſt in dem zum Laud⸗ 
beſtellbezirk der Poſtagentur in Schöneberg (Neum.) 
gehörigen Forſtdienſtgehöft Hufenbruch eine Tele⸗ 
graphenhilfflelle mit Fernſprechbetrieb und öffentlicher 
Sprechſtelle in Wirkſamkeit getreten. 

Frankfurt (Ober), 30. September 1904. 

Kaiſerliche Ober⸗Poſtdireklion. 
Perſonal⸗Chronik. 

(J) Dem Regierungsrat Winde zu Königs⸗ 
berg i. Pr. iſt unter Verſetzung nach Frankfurt a. O. 
vom 1. Oktober 1904 ab eine etatsmäßige Rats⸗ 
ſtelle bei der Königlichen Generalkommiſſion für die 
Provinzen Brandenburg und Pommern verliehen 
worden. 

(2) Verſetzt: Der Waſſerbauinſpektor Progasky 
von Charlottenburg in die Waſſerbauinſpektorſtelle 
in Croſſen. 

(3) Der Deichinſpektor Hager in Freienwalde 
a. Oder iſt zum Vorſitzenden des Vorſtandes der 
Zehdener Entwäſſerungs⸗Korporation wiedergewählt 
und der Adminiſtrator Weniger in Hohenlübbichow 
zum Stellvertreter desſelben gewählt worden. Die 
Wahlen find beftätigt. 

(4) Der Rentmeiſter Wolfowski in Cottbus 
iſt vom 1. Oktober 1904 ab in gleicher Amtseigen⸗ 
ſchaft nach Saarlouis verſetzt worden. Dem Steuer⸗ 
ſekretär Thier in Neuhaldensleben iſt unter Ernennung 
zum Rentmeiſter vom 1. Oktober 1904 ab die Rent⸗ 
meiſterſtelle bei der Königlichen Kreiskaſſe zu Cottbus 
verliehen worden 

(5) Seine Majeſtät der König haben Aller⸗ 
gnädigſt geruht, dem Fabrikbeſizer Gustav Schröder 
in Landsberg a. W. den Charakter als Kommerzien⸗ 
rat zu verleihen. 

(6) Der Oberlehrer Heinrich Neubauer am 
Gymnaſium zu Saarlouis iſt als Oberlehrer an das 
Königliche Gymnaſium zu Küftein berufen. 

5⁴ 
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(7) Dem Fräulein Ida Woiſchke in Forſthaus 
Neubrückerſtraße bei Merzwieſe iſt die Erlaubnis 
zur Annahme der Stelle als Hauslehrerin und Er⸗ 
zieherin im Regierungsbezirke erteilt worden. 

(8) Im Verwaltungsbezirke der Königlichen 
Familiengüter iſt der Hegemeiſter Callenbach zu 
Platkow, Oberförſterei Schwenow, penſioniert und 
der Förſter Neumann von Papenzin, Oberförſterei 
Schmolſin, nach Platkow verſetzt. 

(9) Im Kreiſe Königsberg Nm. ſind wieder⸗ 
ernannt worden: der Rittergutsbeſitzer v. Neumann 
zu Hanſeberg, der Rittergutsbeſitzer Freiherr von 
Oelſen zu Vietnitz und der Oberamtmann Bothe zu 
Quartſchen zu Amtsvorſtehern für die Amtsbezirke 
3 Hanſeberg, 31 Bellin und 45 Quartſchen⸗Kutzdorf, 
der Rittergutspächter Kofahl zu Bellin und der 
Gutsbeſitzer Kiele zu Feldichen zu Amtsvorſteher⸗ 
Stellvertretern für die Amtsbezirke 31 Bellin und 
40 Neumühl. 

(10) Im Kreiſe Luckau ſind wiederernannt 
worden: der bisherige Amtsvorſteher Schulze in 
Schönewalde, der Majoratsherr Graf von Kleiſt in 
Zützen und der Lehnſchulzengutsbeſitzer Haſchke in 
Cahnsdorf zu Amtsvorſtehern für die Amtsbezirke 
3 Freiwalde, 4 Zützen und 10 Cahnsdorf und der 
Bauergutsbeſitzer Lehmann zu Freiwalde, der Förſter 
Cehac zu Bornsdorf und der frühere Gemeinde⸗ 
vorſteher Läber in Dröſſigk zu Amtsvorſteher⸗Stell⸗ 
vertretern für die Amtsbezirke 3 Freiwalde, 13 
Vornsdorf und 20 Nehesdorf. 

(11) Perſonalveränderungen 

im Bezirk des Kammergerichts im Monat Auguſt. 
I. Richterliche Beamte. 

Ernannt ſind: der Landgerichtsdirektor Sper⸗ 
lich aus Schweidnitz zum Landgerichtspräſidenten 
in Cottbus, der Landgerichtsdirektor Dr. Hartmann 
vom Landgericht 1 in Berlin zum Landgerichts: 
präſidenten in Flensburg und der Gerichtsaſſeſſor 
Beleites zum Amtsrichter in Luckau. Der Bankier 
Oskar Nelke in Berlin iſt zum Handelsrichter bei 
dem Landgericht 1 in Berlin wieder ernannt, der 
Stadtrat und Verlagsbuchhändler Hermann Jenne 
in Eöpenick iſt zum ſtellvertretenden Handelsrichter 
bei dem Landgericht II in Berlin ernannt, der 
Fabrikant Ludwig Jacoby, der Hofſpediteur Willi⸗ 
bald Löwenthal, der Kaufmann Otto Homeyer und 
der Fabrikbeſitzer Moritz Lewinſohn, ſämtlich in 
Berlin ſind zu ſtellvertretenden Handelsrichtern bei 
dem Landgericht I in Berlin wiederernannt worden. 

Der Amtsrichter Schulz in Sandau iſt nach 
Wittenberge verſetzt. Der Landgerichtspräſident, 
Geheime Oberjuſtizrat Jekel in Cottbus iſt 
penſioniert. 

II. Gerichtsaſſeſſoren. 

Zu Gerichtsaſſeſſoren ſind ernannt die Referen⸗ 

dare: 


Dr. Guſtav Goldſchmidt, Sommer, Fienkſch und 
Dr. Graff. Aus dem Juſtizdienſt ſind ausgeſchieden: 
Dr. Weſtphal infolge Uebertritts zur Kommunalver⸗ 
waltung, Dr. von Schack infolge Ernennung zum 
Kaiſerlichen Regierungsrat und ſtändigen Mitgliede 
des Reichsverſicherungsamt, Dr. phil. Weber in⸗ 
folge Ernnenung zum ordentlichen Profeſſor der 
politiſchen Oekonomie an der deutſchen Univerſität 
in Prag, Pauly infolge Uebernahme zur Eiſen⸗ 
bahnverwaltung und Dr. Handt auf ſeinen Antrag. 
III. Staatsanwaltſchaft. 

Der Magiſtratsaſſiſtent Müller iſt zum Stell⸗ 
vertreter des Amtsanwalts in Angermünde, der 
Major a. D. Schütz zum etatsmäßigen Amtsanwalt 
bei dem Amtsgericht in Charlottenburg und der 
Beigeordnete Heyn zum Stellvertreter des Amts⸗ 
anwalts in Königsberg Nm. ernannt. 

IV. Rechtsanwälte und Notare. 

In die Liſte der Rechtswälte ſind eingetragen 
die Rechtsanwälte: Dr. Völker vom Kammergericht 
bei dem Landgericht J in Berlin, Dr. Reißner aus 
Neu⸗Ruppin bei dem Amtsgericht und Landgericht 
in Landsberg a. W, Bertram aus Rixdorf bei dem 
Landgericht II in Berlin ſowie der Gerichtsaſſeſſor 
Dr. Perkuhn bei dem Landgericht I in Berlin. In 
der Liſte der Rechtsanwälte ſind gelöſcht: die 
Rechtsanwälte Dr. Völker bei dem Kammergericht, 
Dr. Reimer bei dem Landgericht in Neu⸗Ruppin 
und Bertram bei dem Amtsgericht in Rixdorf. Der 
Rechtsanwalt Wehr in Berlin iſt geſtorben. Den 
nachbenannten Rechtsanwälten und Notaren iſt der 
Charakter als Juſtizrat verliehen: Janenſch in 
Sommerfeld, Gaedke in Croſſen, Gebhardt in 
Frankfurt a. O., Albert Lewin und Schmilinsky 
in Charlottenburg, Dr. Max Hoffmann, Karl 
Haenſchke, Heimbach und Laue in Berlin, Schramme 
in Luckenwalde, Rentzmann in Berlinchen und 
Skopnik in Königs⸗Wuſterhauſen, ferner den Rechts⸗ 
anwälten Richard Haenſchke, Eugen Wolff, 
Dr. Richard Wolff, Siegfried Katz, Dr. Gerſon, 
Bernftein, Henſchel, Schiller, Louis Apolant, Holz, 
Adolf Luſtig, Scheff, Bremer, Dr. Meſchelſohn, 
Reichenbach und Wankiewitz in Berlin dem Notar 
Juſtizrat d'Hargues in Berlin, iſt die nachgeſuchte 
Entlaſſung aus dem Amte erteilt. 

V. Referendare. f 

Zu Referendaren ſind ernannt die früheren 
Rechtskandidaten: Kieſow, Königs, Blumenfeld und 
Grothe. Aus dem Juſtizdienſt find entlaſſen die 
Referendare: Meiſtereck und von Magdeburg, letz⸗ 
terer behufs Uebertritts in den Höheren Ver⸗ 


waltungsdienſt. 
Vermiſchtes. 
Der bisherige Hülfsprediger Karl Johannes 
Philipp Lent iſt zum Pfarrer der Parochle Pyrehne, 


Dr. Löwenſtein, Dr. Kohle, Dallmer, | Diözeſe Landsberg a. W. II, beſtellt worden. 
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